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Mittwoch, 11. Dezember 2024

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

«Wo ist da die fahrlässige Tötung?»
DasKantonsgericht verhandelt als zweite Instanz den tödlichenUnfall eines Sicherheitschefs beimBahnhof Zwingen.

Tobias Gfeller

ImNovember 2019 kam der Si-
cherheitschef einer Baustelle
beimBahnhofZwingenumsLe-
ben. Der 29-Jährige wurde um
Mitternacht nach einer Diskus-
sionmit demBauleiter in einem
ungesicherten Baustellenbe-
reichaufdenGleisenvoneinem
Zug erfasst.

Die Staatsanwaltschaft er-
hobAnklagegegenzweiArbeits-
kollegenwegen fahrlässigerTö-
tung. Für einen Sicherheitswär-
ter forderte sie eine bedingte
Freiheitsstrafe, fürdenBauleiter
einebedingteGeldstrafe; beides
mit einer Probezeit.

Das Gericht sprach im Juli
2023denSicherheitswärter frei,
weil nicht bewiesen werden
könne,dass erdenverstorbenen

Sicherheitschefnicht vorder ge-
fährlichen Situation gewarnt
habe. Der Bauleiter wurde der
fahrlässigenTötungschuldigge-
sprochen und zu einer beding-
tenGeldstrafe von80Tagessät-
zen zu 170 Franken verurteilt.

DerverurteilteBauleiter leg-
temit seinemVerteidigerAndré
KuhnBerufunggegendasUrteil
ein.Sie fordertenebenfallseinen
Freispruch. Staatsanwalt Stefan
Fraefel legte gegen den Frei-
spruch des Sicherheitswärters
Berufung ein.

Gerichtspräsident Enrico
Rosa rekonstruierte zu Beginn
derVerhandlungamStrafgericht
in Liestal am Dienstag mit dem
verurteilten Bauleiter und dem
freigesprochenen Sicherheits-
wärter den Unfallhergang. Es
ging um die Positionen der Be-

teiligten, die elektronische
Warnanlage, fürwensichderSi-
cherheitswärter verantwortlich
fühlteundweshalbderBauleiter
unmittelbar vor dem Unfall am
Rande der Gefahrenzone ein
emotionales Gespräch mit dem
Sicherheitschef geführt hatte.
ZumGespräch kam es, weil der
SicherheitschefdieBauarbeiten
stoppen wollte, weil aus seiner
Sicht die nötige Sicherheit nicht
gegeben gewesen sei.

Staatsanwalt Stefan Fraefel
bezeichnetedaserstinstanzliche
Urteil desStrafgerichts als«selt-
sam». Der Sicherheitswärter
habe seinePflichtenverletzt, in-
dem er vor der drohenden Ge-
fahr nicht genügend gewarnt
habe. Den Sicherheitschef per-
sönlich zuwarnen, reiche dabei
nicht, stellte Fraefel klar.

Auchreicheesnichtaus, sichnur
für seineGruppe,dieGleisarbei-
ter, verantwortlich zu fühlen.
«Der Sicherheitswärter hat in-
nerhalb seines überblickbaren
Bereichs seine Pflichten nicht
wahrgenommen.Erhatbeiwei-
temnichtallesgemacht,umden
Unfall zu verhindern.»

Weiterzugans
Bundesgericht?
Guido Hensch, Verteidiger des
Sicherheitswärters, kritisierte
dagegen die Staatsanwaltschaft
scharf.ErwarfFraefel vor,unbe-
dingt Schuldige finden zu wol-
len.«HättederBeschuldigteden
Verstorbenen mit Gewalt weg-
bringensollen?», fragtederVer-
teidigeremotionalundkündigte
sogleich an, eine Verurteilung
desSicherheitswärters ansBun-

desgericht weiterzuziehen, weil
dieses in ähnlichen Fällen von
Verurteilungenabgesehenhabe.

ZumUnfall inZwingensei es
gekommen, weil sich der Ver-
storbenezumeinfahrendenZug
hingedrehthabe, gabHenschzu
bedenken. «Wo ist da die fahr-
lässige Tötung?»

FürAndréKuhn,Verteidiger
des Bauleiters, hat sich der Si-
cherheitschef selber in Gefahr
gebracht. SeinMandanthabedie
Sorgfaltspflicht nicht verletzt.
Bei der Diskussion habe keine
Gefahr bestanden. Erst als sich
der verstorbene Sicherheitschef
«unvorsichtig undnicht voraus-
sehbar» in Richtung Gleisfeld
abgewendet habe, sei die Situa-
tion fürdiesengefährlichgewor-
den. Das Urteil wird am Don-
nerstagnachmittag verkündet.

Neuer Weg im Kampf gegen Armut
In Basel-Stadt sollen einkommensschwache Familien künftig Ergänzungsleistungen anstatt Sozialhilfe erhalten.

Hans-Martin Jermann

Familien und Alleinerziehende
lebenbesondershäufig inprekä-
ren Verhältnissen: Das Haus-
haltseinkommen von Familien
wird sowohl durch zusätzliche
Kosten-einegrössereWohnung,
höhereKrankenkassenprämien,
höhereAusgabenfürLebensmit-
telundKleidung-alsauchgerin-
gereEinnahmenreduziert, etwa
wegen der geringeren Möglich-
keiten zurErwerbstätigkeit.

In Basel-Stadt ist jedes
zwölfte Kind sozialhilfeabhän-
gig - mit 8,3 Prozent ist die So-
zialhilfequoteunterMinderjäh-
rigen eine der höchsten der
Schweiz. ImKampfgegenFami-
lienarmut geht der Stadtkanton
nunneueWege:AnstellederSo-
zialhilfe sollen Familienergän-
zungsleistungen ausbezahlt
werden.Dies,wenndieEinkom-
menausLohn,Alimenten,Ren-
ten und anderen Transferleis-
tungen das Existenzminimum
auf dem Niveau der Ergän-
zungsleistungen für AHV-und
IV-Beziehende nicht erreichen.

VierKantonekennendieses
Systembereits
Der Grosse Rat hat diesen Sys-
temwechsel - vonderÖffentlich-
keit und denMedien fast unbe-
merkt - vorwenigenWochenbe-
schlossen und eine Motion von
Oliver Bolliger (Basta) überwie-
sen.DochwasbringtdieserSys-
temwechsel? «Der finanzielle
Spielraum der einkommens-
schwachen Familien wird grös-
ser,unddaswirkt sichpositivauf
Selbstbestimmung und Selbst-
wertgefühl aus», sagt Bolliger,
der imSozialwesen tätig ist.

Gemeint ist damit, dass die
Beziehenden von Ergänzungs-
leistungen freier entscheiden
können,wofürsie ihrBudgetein-
setzen. InderSozialhilfesinddie
Vorgaben sehr eng, allenfalls
müssen sogar Einkünfte aus
DrittquellenwieFlohmarkt-Ver-
käufenandenKantonabgegeben
werden.MitdemSystemwechsel
falleauchderzermürbendeGang

vom einen zum anderen Amt
weg, sagt Bolliger. Letztlich ver-
bessere sich dadurch die Ge-
sundheit der Betroffenen, fügt
SP-GrossrätinMelanieNussbau-
meran.SiehatzurArmutvonAl-
leinerziehendenebenfallsbereits
Vorstösse lanciert.

Belegt würden die positiven
Effekte durch Evaluationen aus
anderenKantonen, sagt sie. Für
einmal istBasel-StadtnichtVor-
reiter, die Kantone Solothurn,
Waadt,GenfundTessinkennen
bereits Ergänzungsleistungen
fürFamilien, inFreiburghatdas
Stimmvolk solche am 22. Sep-
tembermit einem Ja-Anteil von
fast 70 Prozent gutgeheissen.

Ziel des Systemwechsels ist
es,möglichst viele Familien von
der Sozialhilfeabhängigkeit zu
befreien,umauchdieVererbung
der Armut von Eltern auf ihre
Kinder zu durchbrechen. Dies
seiderKerngedankehinterdem
Systemwechsel. «Schliesslich
können die Kinder nichts dafür,
dass sie in eine einkommens-
schwache Familie hineingebo-
renwurden», sagtNussbaumer.

Letztlich erhoffen sich die
Befürworter auch eine Senkung
derNichtbezugsquote. Für viele

ArmutsbetroffenestelltderGang
zur Sozialhilfe eine hohe Hürde
dar und ist mit Scham behaftet.
Bei Ergänzungsleistungen, die
am selben Ort bezogen werden
wie die bestehenden Prämien-
verbilligungenoderMietzinsbei-
träge, sei dies anders, sindBolli-
gerundNussbaumerüberzeugt.
In Basel-Stadt ist die Nichtbe-
zugsquote in der Sozialhilfe mit
knapp 30 Prozent besonders
hoch, Ideen zur Senkung ein
politischerDauerbrenner.

Ob letzteresZielmit denEr-
gänzungsleistungen erreicht
wird, bleibt indes offen. «Der
Nichtbezug ist bei allen Sozial-
leistungen ein Problem, das
wirdmit Ergänzungsleistungen
nicht anders sein», sagteRegie-
rungsrat Kaspar Sutter (SP)
kürzlich im Parlament. Die Re-
gierung muss nun gegen ihren
Willen ein Gesetz ausarbeiten -
sie hatte sich gegen die Fami-

lienergänzungsleistungen ge-
wehrt: Diese sichere den Fami-
lien anhand eines starren
Systems eine Existenz, ohne sie
allerdings in ihrer Lebenssitua-
tion zu begleiten und auf eine
eigenständigeBestreitung ihres
Lebensunterhalts hinzuwirken.

Die Regierung sieht Ergän-
zungsleistungenfürFamilienals
systemfremd.Sowerdenmitden
bestehendenErgänzungsleistun-
gen zur AHV und IV Personen
unterstützt, die gar nicht oder
nur teilweise ein Erwerbsein-
kommen erzielen könnten. Das
ist bei Familien nicht der Fall.

DerSystemwechsel führt für
denKantonzuMehrkosten.Wie
hoch diese ausfallen, kann das
von Sutter geführte Departe-
ment für Wirtschaft, Soziales
und Umwelt (WSU) noch nicht
abschätzen. Die Kostenfolgen
würden aber geklärt, heisst es
beimWSUaufAnfrage.

Kinder können nichts dafür, dass sie in eine einkommensschwache Familie hineingeboren wurden. Bild: JanWoitas/DPA

«Derfinanzielle
Spielraumder
einkommens-
schwachenFamilien
wirdgrösser.»

OliverBolliger
Grossrat Basta

Nach Drohungen
zwei Täter ermittelt
Muttenz/Pratteln In den ver-
gangenen Wochen sind an ver-
schiedenen Schulen im Kanton
Baselland Drohungen durch
eine unbekannte Täterschaft
veröffentlicht worden. Die
DrohtextewurdenanToiletten-
wänden in den Sekundarschul-
häusern «Hinterzweien» in
Muttenz und «Fröschmatt» in
Pratteln angebracht. Auch am
Gymnasium Oberwil ist eine
Drohungveröffentlichtworden.

Wie die Baselbieter Polizei
amDienstagmitteilte, konnten
die mutmasslichen Täter in
Muttenz und Pratteln ermittelt
werden. Nachdemdie Schullei-
tungen der beiden Schulen um-
gehend die Polizei verständig-
ten, hätte diese eine Lagebe-
urteilung durchgeführt,
entsprechende Massnahmen
eingeleitet und diverse Ab-
klärungen getroffen. In der Fol-
gekonntedieBaselbieterPolizei
einen 15-jährigen Jugendlichen
in Muttenz und einen 14-jähri-
gen Jugendlichen inPratteln er-
mitteln.Beide sindgemässPoli-
zei geständig. Die Jugendan-
waltschaft wird gegen die
beiden JugendlicheneinVerfah-
ren eröffnen.

Im Fall des Gymnasiums
Oberwil dauern die Ermittlun-
gen gegen die unbekannte Tä-
terschaft noch an. Nach Er-
kenntnissen der Polizei handelt
es sich auchbei diesenDrohun-
gen umeinen üblen Scherz.

DieFolgen solchunüberleg-
terAktionensind lautPolizei auf
mehreren Ebenen einschnei-
dend: Neben strafrechtlichen
undfinanziellenKonsequenzen
würden auch schulische Mass-
nahmen drohen, wie beispiels-
weise der Ausschluss von der
Schule. Die Baselbieter Polizei
appelliert deshalb an die Erzie-
hungsberechtigten, ihre Kinder
auf die vielfältigen Konsequen-
zen solcher Handlungen auf-
merksam zu machen und sie
darüber aufzuklären. (bz)

Nachrichten
Busprallt in Lieferwagen
– vier Verletzte

Basel AufderGrenzacherstras-
se beim Rankhof kam es am
DienstagabendzueinemUnfall.
Ein in Richtung Deutschland
fahrender Lieferwagen prallte
auf ein vor ihm fahrendes Auto.
Dadurchgeriet derLieferwagen
auf die Gegenfahrbahn und
prallte dort frontal in einen ent-
gegenkommendenBus, teiltedie
Polizei am selben Abend mit.
BeimUnfall wurden die Lenke-
rin des Autos, der Busfahrer so-
wiederFahrerundBeifahrerdes
Lieferwagens verletzt. Im Bus
waren keine Fahrgäste. (bz)
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